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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Küstenschiffahrt 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 168. Sitzung am 14. Dezember 1956 
gemäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über die Küstenschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Küstenschiffahrt im Sinne dieses Gesetzes 
betreibt, wer Fahrgäste oder Güter in einem 
Ort im Geltungsbereich dieses Gesetzes an 
Bord nimmt und sie unter Benutzung des 
Seeweges gegen Entgelt an einen Bestim- 
mungsort in diesem Bereich befördert. Für 
die Begrenzung des Seeweges sind die Vor- 
schriften der Dritten Durchführungsverord- 
nung zum Flaggenrechtsgesetz vom 3. August 
1951 (Bundesgesetzbl. II S. 155) entsprechend 
anzuwenden. 

§ 2 

(1) Küstenschiffahrt darf nur betrieben 
werden 

1 . mit Seeschiffen, die nach dem Flaggen- 
rechtsgesetz vom 8. Februar 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 79) die Bundesflagge füh- 
ren; 

2. mit Binnenschiffen, die in einem Schiffs- 
register im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eingetragen und zur Seefahrt nach § 6 der 
Binnenschiffs-Untersuchungsordnung vom 
18. Juli 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 769) zu- 
gelassen sind. 

(2) Steht an einem Ort, an dem die Beför- 
derung beginnen soll, ein Schiff, mit dem 
nach Absatz 1 Küstenschiffahrt betrieben 
werden darf, nicht oder nur zu erheblich un- 
günstigeren Bedingungen zur Verfügung, so 
kann die örtlich zuständige Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion auf Antrag die Beförde- 
rung mit einem Seeschiff fremder Flagge er- 
lauben. Über die Erlaubnis ist eine sdirift- 
lidie Bescheinigung auszustellen. Die Beschei- 
nigung ist an Bord mitzuführen. 


§ 3 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Füh- 
rer eines nach § 2 Abs. 1 zur Küstenschiff- 
fahrt nicht zugelassenen Schiffs ohne die Er- 
laubnis nach § 2 Abs. 2 Küsten Schiffahrt be- 
treibt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Ver- 
such der Ordnungswidrigkeit können mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 
die Wasser- und Schiffahrtsdirektion. Die Be- 
fugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
nach § 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten nimmt der Bundesminister für 
Verkehr wahr. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in 
Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. das Gesetz, betreffend die Küstenfracht- 
fahrt vom 22. Mai 1881 (Reichsgesetzbl. 
S. 97); 

2. die Verordnung, betreffend die Berechti- 
gung fremder Flaggen zur Ausübung der 
deutschen Küstenfrachtfahrt vom 29. De- 
zember 1881 (Reichsgesetzbl. S. 275); 

3. die Verordnung, betreffend die Berechti- 
gung der niederländischen Flagge zur Aus- 
übung der deutschen Küstenfrachtfahrt 
vom 1. Juni 1886 (Reichsgesetzbl. S. 179). 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Jeder Seeuferstaat ist völkerrechtlich befugt, 
die Schiffahrt zwischen 2 Orten seines Ge- 
biets der eigenen Schiffahrt vorzubehalten. 
Schiffe anderer Nationen sind zur Teilnahme 
an der Küstenschiffahrt (Cabotage) eines 
Staates nur berechtigt, wenn ihnen dies Recht 
durch die inländiscäien Gesetze oder durch 
Staatsvertrag ausdrücklich eingeräumt wor- 
den ist. 

Das deutsche Gesetz über die Küstenfracht- 
fahrt vom 22. Mai 1881 (Reichsgesetzbl. S. 97) 
hat den grundsätzlichen Vorbehalt für die 
Schiffe der eigenen Flagge nur für die Küsten- 
frachtfahrt, d. h. für die Beförderung von 
Gütern zwischen deutschen Seehäfen, ausge- 
sprochen (§ 1). Ausländischen Schiffen konnte 
das Recht zur Ausübung der deutschen 
Küstenfrachtfahrt nach § 2 des Gesetzes ent- 
weder durch kaiserliche Verordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates oder durch Staats- 
vertrag eingeräumt werden. Von der Mög- 
lichkeit, Schiffe fremder Flaggen im Verord- 
nungswege zuzulassen, ist mit Verordnungen 
vom 29. Dezember 1881 (Reichsgesetzbl. 
S. 275) und vom 1. Juni 1886 (Reichsgesetzbl. 
S. 179) Gebrauch gemacht worden. In Staats- 
verträgen ist keinem Staat das Recht zur Aus- 
übung der deutschen Küstenfrachtfahrt ein- 
geräumt worden; jedoch enthielten einige 
zweiseitige Vorkriegsverträge sowie Ar- 
tikel 271 des Versailler Vertrages Meist- 
begünstigungsklauseln, die sich auch auf die 
Küstensdiiffahrt bezogen. 

Für die Zeit nach dem Kriege ist festzustellen, 

1. daß die oben genannten völkerrechtlichen 
Grundsätze, wonach jeder Staat die Küsten- 
schiffahrt der eigenen Flagge Vorbehalten 
kann, weiterhin Gültigkeit haben, 

2. daß die Bundesrepublik in den nach dem 
Kriege abgeschlossenen Schiffahrtsverträ- 
gen keinem Staat das Recht zur Teilnahme 
an der Küstenschiffahrt eingeräumt hat, 

3. daß Staaten, welche die Möglichkeit zur 
Ausübung der deutschen Küstenfrachtfahrt 
vor dem Kriege unmittelbar im Verord- 
nugswege oder mittelbar über Meistbegün- 
stigungsklauseln in Staatsverträgen erwor- 
ben hatten, ln der Nachkriegszeit hiervon 
keinen Gebrauch gemadit haben. 

Das vorliegende Gesetz bezweckt, den Grund- 
satz, daß die Küstenschiffahrt deutschen 


Schiffen Vorbehalten ist, in Angleichung an 
die allgemeine Praxis der Seeuferstaaten und 
zum Schutz der deutschen Küstenschiffahrt 
ohne die frühere Beschränkung auf die 
Küstenfrachtfahrt für das innerdeutsche Recht 
festzulegen. Gleichzeitig soll die Bundes- 
republik durch dieses Gesetz allgemein in 
die Lage versetzt werden, in zwischenstaat- 
lichen Verhandlungen für die deutsche See- 
schiffahrt das Recht zur Beteiligung an der 
Küstenschiffahrt in anderen Staaten auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit auszuhande^n. 
Wenn jedoch, wie es z. B. beim Beginn des 
Wiederaufbaus der deutschen Fiandelsflotte 
der Fall war, deutsche Schiffe ausnahmsweise 
nicht oder nur zu erheblich ungünstigeren 
Bedingungen zur Verfügung stehen, sollte 
unbeschadet des generellen Ausschlusses in 
Einzelfällen auf Seeschiffe fremder Flagge 
zurückgegriffen werden können. Um in der- 
artigen Fällen prüfen zu können, ob die Vor- 
aussetzungen für die Teilnahme an der deut- 
schen Küstenschiffahrt vorliegen, muß die 
Teilnahme A^on einer amtlichen Erlaubnis ab- 
hängig gemacht werden. 

IL Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu § 1 

§ 1 enthält die Definition des in dem Gesetz 
verwendeten Begriffs „Küstenschiffahrt". Der 
Begriff unterscheidet sich von dem in § 1 des 
Küstenfrachtfahrtgesetzes vom 22. Mai 1881 
definierten Begriff „Küstenfrachtfahrt" In 
4 Punkten: 

1. Er stellt klar, daß nur die Beförderung auf 
dem Seewege, nicht etwa auch die auf 
Küstenkanälen u. ä. zur Küstenschiffahrt 
gehört; 

2. er umfaßt neben der Beförderung von Gü- 
tern auch die Beförderung von Fahrgästen; 

3. er ist nicht auf die Beförderung zwischen 
deutschen Seehäfen beschränkt, sondern be- 
zieht den sogenannten „Fiufelsenverkehr" 
ein, d. h. den Schiffsverkehr von oder nach 
einem Ort Im Binnenland; 

4. er schließt die unentgeltliche Beförderung 
aus. 

Zu § 2 

Absatz 1 stellt klar, daß die Küstenschiffahrt 
grundsätzlich deutschen Schiffen Vorbehalten 
ist, und zwar 
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1. den Seeschiffen, die entweder im deutsdien 
Seeschiffsregister eingetragen sind oder die 
Befugnis zur Führung der Bundesflagge 
kraft besonderer Verleihung erhalten haben, 

2. den Binnenschiffen, die im deutschen Bin- 
nenschiffsregister eingetragen sind und außer 
dem Schiffszeugnis einen zur Seefahrt er- 
mächtigenden Fahrterlaubnisschein der See- 
Berufsgenossenschaft in Hamburg erhalten 
haben. 

Absatz 2 sieht für die oben erwähnten Aus- 
nahmefälle vor, daß Seeschiffen fremder 
Flagge für eine bestimmte Beförderung auf 
Antrag eine Erlaubnis erteilt werden kann. 
Die Entscheidungen über die Anträge sollen 
die örtlich zuständigen Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen treffen, weil der Bundes- 
minister für Verkehr wegen der überregionalen 
Auswirkungen der Erlaubnisse die Möglichkeit 
haben muß, Weisungen zu erteilen. Um Zwei- 
fel, ob im Einzelfall eine Erlaubnis erteilt 
worden ist, auszuschließen, ist die Ausstellung 
und Mitführung einer schriftlichen Bescheini- 
gung vorgeschrieben. 

Zu § 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 erklärt die un- 
befugte Ausübung der Küstenschiffahrt zur 
Ordnungswidrigkeit. Sie richtet sich ausdrück- 
lich nur gegen den Führer eines nicht zuge- 
lassenen Schiffes. Trotz dieser Beschränkung 
ermöglichen § 10 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkelten (OWIG) und die in der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätze über 
die Teilnahme an Sonderstraftaten auch die 
Ahndung der Anstiftung oder Beihilfe anderer 
Personen, wie insbesondere des Reeders, Ver- 
frachters oder Befrachters. 

Die Vorschrift des Absatzes 2 setzt die 
Höchstgrenze der Geldbuße in zulässiger Ab- 
weichung von der In § 5 OWIG vorgesehenen 
Höhe auf 10 000 DM fest. Diese Höchst- 
grenze wird ausreichen, um die Zuwiderhand- 
lung eines ausländischen Schiffers zweckent- 
sprechend zu ahnden. Wo sie für den Ver- 
frachter als Anstifter im Hinblick auf die 
Höhe des erzielten Gewinns nicht ausreicht, 
kann sie nach § 6 OWIG überschritten wer- 


den. Da die Zuwiderhandlung auch bei Beför- 
derungen, bei denen das Schiff zeitweise das 
Seegebiet außerhalb der deutschen Hoheits- 
grenze befährt, im wesentlichen innerhalb des 
Hoheitsgebiets begangen wird, steht die An- 
drohung der Geldbuße im Einklang mit dem 
allgemeinen Grundsatz des § 4 Abs. 1 StGB. 

Absatz 3 bestimmt, welche Behörden bei der 
Ahndung der Zuwiderhandlung als Verwal- 
tungsbehörde im Sinne des § 73 und als 
oberste Verwaltungsbehörde im Sinne des § 66 
Abs. 2 OWiG zuständig sein sollen. Da auch 
die Genehmigungen nach § 2 Abs. 2 von den 
Mittelbehörden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes zu erteilen sind, 
empfiehlt es sich, denselben Behörden auch 
die Festsetzung der Geldbuße zu übertragen 
und den fachlich zuständigen Bundesminister 
für Verkehr zur obersten Verwaltungsbehörde 
(§ 66 Abs. 2 OWIG) zu bestimmen. Die Regel 
wird auch nach der Ratifizierung des Brüs- 
seler Übereinkommens zur einheitlichen Fest- 
stellung von Regeln über die strafrechtliche 
Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen und 
anderen mit dem Betrieb eines Seeschiffes 
zusammenhängenden Vorfällen vom 10. Mai 
1952 beibehalten werden können. Wenn auch 
das Übereinkommen grundsätzlich die Verfol- 
gung den Gerichten und Verwaltungsbehörden 
des Staates zuweist, dessen Flagge das Schiff 
Im Augenblick des zu ahndenden Vorfalles 
führte, so kann sich doch jeder Vertragsstaat 
nach Artikel 4 Abs. 2 des Übereinkommens 
das Recht Vorbehalten, die In seinem Hoheits- 
gebiet begangenen Zuwiderhandlungen zu 
verfolgen. Ein solcher Vorbehalt ist Im Falle 
der Ratifizierung des Übereinkommens beab- 
sichtigt. 

Zu § 4 

§ 4 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 5 

§ 5 regelt gemäß Artikel 82 Abs. 2 GG das 
Inkrafttreten des Gesetzes und hebt gleich- 
zeitig das durch dieses Gesetz überholte 
Küstenfrachtfahrtgesetz 1881 nebst seinen 
beiden Durchführungsverordnungen auf. 
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